
Öffentliche Haushalte 

Verteilungswirkungen der Einnahmen und Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte 

Einleitung1) 

In dieser Arbei t geht es um die Frage, wieviel von der 
öffent l ichen Hand umvertei l t w i rd und wem es zugute 
kommt Hierin kann und soll nur ein ganz grober 
Überbl ick gegeben werden, der allerdings alle Berei­
che einschließt. Diese Studie geht über bisherige Ar­
bei ten insofern hinaus, als sie nicht auf Model l rech­
nungen beschränkt bleibt Es werden vielmehr die 
tatsächl ichen Umvertei lungswirkungen nach be­
st immten Vertei lungsschlüsseln geschätzt. 
Viele pol i t ische Instrumente dienen freil ich nicht der 
vert ikalen Umvertei lung, sondern anderen Zie lsetzun­
gen Sie zielen auf eine Umvertei lung im Lebenszy­
klus, also eher auf eine horizontale als eine vertikale 
Umvertei lung Besondere Belastungen einer be­
s t immten Lebensphase (Wohnbau, Kinder, Pension, 
Gesundhei t u a.) sol len durch diese Umvertei lung im 
Lebenszyklus abgebaut werden. 

Methodische Vorbemerkungen 

Diese Arbei t stützt sich vor allem auf zwei stat ist i ­
sche Quel len: auf die Mikrozensus-Sondererhebung 
vom Juni 1983 und auf die Konsumerhebung 1984 
des Österre ichischen Stat ist ischen Zentralamts 
Die Haushalte, für die Mikrozensus-Vertei lungsdaten 
nach dem Einkommen vor l iegen, enthalten die Pen­
sionisten, jedoch nicht die Selbständigen Durch das 
Fehlen der Selbständigen entsteht eine gewisse Ver­
zerrung, die aber bei den gewählten großen Aggrega­
ten (ein Drittel der Haushalte) nicht gravierend sein 
dürfte. Die Haushalte der Selbständigen machen 
nämlich nur 8 1 / 2% der Gesamthaushalte aus; davon 
sind die Landwirte eher in die untere, die gewerbl ich 
Selbständigen und Freiberufler eher in die obere Hälf­
te der Haushalte zu zählen. 

Unter Vertei lungswirkungen (Inzidenz) wi rd hier im­
mer nur die Auftei lung und Zuordnung der Ausgaben 
bzw. Einnahmen der öffentl ichen Haushalte verstan­
den, es wurden keine indirekten und sekundären Wir­
kungen (Mult ipl ikator- oder Überwälzungseffekte) be­
rücksicht igt Die Ergebnisse müssen insofern einge­
schränkt werden, als nur die formale, nicht die effekt i-

') Dieser Aufsatz ist die gekürzte Fassung einer Arbeit zum 
Verteüungsprojekt, das vom Bundesministerium für Finanzen in 
Auftrag gegeben wurde und als WIFO-Gutachten im Herbst er­
scheinen wird. 

ve Inzidenz untersucht wurde Die Empfänger staatl i­
cher Leistungen müssen nicht immer die Begünst ig­
ten sein. 

Verteilungswirkung der öffentlichen Ausgaben 

Die Ausgaben aller öffentl ichen Haushalte für einzel­
ne Aufgabenbere iche wurden zunächst g rob danach 
aufgeteilt, ob sie eher dem Haushalts- oder dem Un­
ternehmenssektor zufließen. Diese Trennung d ient 
nur der Abgrenzung der Ausgaben für den Haushalts­
sektor, für den dann eine Aufg l iederung nach Ein­
kommenstu fen erfolgt 
Unter den getroffenen Annahmen entfallen die Ge­
samtausgaben (ohne Ti lgungen und einige Saldierun­
gen) zu fünf Sechsteln auf die privaten Haushalte und 
zu einem Sechstel auf den Unternehmenssektor 
In Übersicht 1 werden die Ausgaben in den einzelnen 
Aufgabenbereichen auf die Haushalte nach ihrem 
Net toe inkommen aufgeteilt Die Haushalte werden 
dabei in ein unteres, mit t leres und oberes (Einkom-
mens-)Dri t te l untergl iedert Das untere Haushaltsdri t­
tel reicht bis zu einem Net to-Haushal tse inkommen 
von rund 10.000 S, das mitt lere bis 17.000 S. Diese 
Größen beziehen sich auf das Jahr 1983; für 1987 be­
tragen die entsprechenden Einkommensgrenzen et­
wa 12.000 S und 20.500 S (ohne Sonderzahlungen, 
mit Familienbeihilfen) Um eine solche ganz grobe Z u ­
ordnung der Ausgaben nach Haushal tseinkommens­
gruppen vorzunehmen, war es notwendig, für jede 
einzelne Ausgabenkategor ie einen Verte i lungsschlüs­
sel zu f inden Dieser Vertei lungsschlüssel soll ein In­
dikator dafür sein, in welchem Ausmaß die einzelnen 
Haushalte von einer best immten Maßnahme b z w 
einem best immten öffentl ichen Gut profi t ieren 
Im Schulbereich wurde etwa die Zahl der Schüler im 
Pfl ichtschulalter, im Alter von 15 bis 18 Jahren, die 
Zahl der Studenten usw. als Vertei lungsschlüssel ver­
wendet Die öffentl ichen Ausgaben für Kunst, Ver­
kehr u. a. wurden entsprechend den Ausgaben der 
Haushalte in d iesen Funkt ionen aufgeteil t Für viele 
Bereiche konnte auf Teilstudien des Ver te i lungspro­
jekts zurückgegr i f fen werden. Zum Teil mußten 
Schätzungen gemacht bzw Annahmen getrof fen 
werden : So wurden etwa öffentl iche Dienst le istungen 
und Landesverteidigung nach der Personenzahl in 
den Gruppen aufgeteil t , die Staats- und Rechtss i ­
cherheit nach dem Haushal tseinkommen Diese Be­
reiche wurden nur zur Komplet t ierung in die Untersu-
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Übersicht 1 
Verteilung der Ausgaben der öffentlichen Haushalte 1983 

Ausgaben für Verteilung nach dem Ausgaben für Verteilung nach dem 
private Netto-Haushaltseinkommen Arbeitneh- Netto-Haushaltseinkommen 

Haushalte merhaushalte 
insgesamt Unteres Mittleres Oberes Unteres Mittleres Oberes insgesamt 

Drittel Drittel Drittel Drittel Drittel Drittel 

Mrd S l n % Mrd. S l n % 

Erziehung und Unterriehl 54 15 39 46 41 32 35 33 

Pflichtschulen 30 18 42 40 23 36 35 29 
Berufsschulen 3 20 44 36 2 40 34 26 

Weiterführende und sonstige Schulen 17 11 33 56 13 20 35 45 

Kindergärten -horte . . 4 23 49 28 3 44 33 23 

Forschung und Wissenschaft 10 11 27 62 6 15 32 53 

Kunst und Kultur 7 10 21 69 5 24 29 47 

Soziale Wohlfahrt 247 44 31 25 46 44 32 24 

Arbeitsmarktverwaltung (ohne Karenzurlaub). 13 34 35 31 12 43 35 22 

Familienbeihilfen (einschließlich KarenEurlaub) 40 17 40 43 29 34 36 30 

Familienbeihilfen . 28 16 40 44 20 36 34 30 

Schulfahrten -bücher 4 16 40 44 3 32 35 33 

Karenzurlaubsgeld Sondernotstandshilfe 4 25 47 28 3 21 50 29 

Geburtenbeihilfen, Wochengeld u a 4 21 46 33 3 41 37 22 

Sozialhüfe und sonstige Sozi alle istungen 13 100 - - 5 100 — -
Pensionen (einschlieSlich Beamte) 181 46 31 23 - - — -

Gesundheitswesen 84 26 33 41 45 29 33 38 

Wohn bau 14 25 38 37 11 25 38 37 

Wohnbauförderung 12 19 38 43 - - „ 

Wohnbeihilfen 2 59 40 1 _ — — — 

Verkehr 24 16 33 51 17 24 32 44 

Straßenbau . 15 10 31 59 11 22 33 45 

Sonstiger (öffentlicher) Verkehr 9 27 37 36 6 28 30 42 

Öffentliche Dienstleistungen 10 23 34 43 6 29 33 38 

Landesverteidigung, Heeres- und 
Kriegsopferversorgung 22 23 34 43 13 29 33 38 

Staats- und Rechtssicherheit 8 16 30 54 5 19 30 51 

Zinsen für die Staatsschuld 22 12 23 65 12 15 23 62 

Sonstige Hoheitsverwaltung 16 23 34 43 11 29 33 38 

Insgesamt 520 31 33 36 218 31 32 37 

Die Verteilungsschlüssel wurden großteils aus der Mikrozensus-Sondererhebung Juni 1983 und der Konsumerhebung 1984 errechnet Details werden im dieser Arbeit z u ­
grundeliegenden WIFO-Gutach ten publiziert 

chung aufgenommen. Wenn man sie wegläßt, ändert 
sich am Gesamtergebnis praktisch nichts, da die 
Ausgaben für Landesverteidigung und Rechtssicher­
heit jeweils nur 3% der Gesamtausgaben betragen. 
Pensionen für die Beamten, die in den Bereichen üb­
rige Hoheitsverwaltung und Verkehr erfaßt sind, wur­
den dem Pensionsaufwand zugerechnet und so auf­
geteilt wie die Haushaltseinkommen der Pensioni­
sten. 
Hauptergebnis dieser Berechnung ist, daß die Ausga­
ben insgesamt den oberen Schichten etwas mehr zu­
gute kommen als den unteren — egal, ob man nur 
Arbeitnehmerhaushalte betrachtet oder auch Pensio­
nistenhaushalte mit einbezieht Der Unterschied ist 
aber nicht sehr groß, das heißt, der Anteil an den 
Ausgaben weicht nicht stark vom Haushaltsanteil ab 
Nach den vorliegenden Berechnungen erhält das un­
tere Drittel der Haushalte 31%, das mittlere 33% und 
das obere 36% der Ausgaben. Wenn man die Haus­
halte unter und über dem Median betrachtet, dann 
beträgt die Relation 47:53 
Dieses Ergebnis kommt in erster Linie dadurch zu­
stande, daß die progressiven Wirkungen im Bereich 

der Sozialen Wohlfahrt nicht ganz soviel ausmachen 
wie die öffentlichen Ausgaben für das Schul- und 
Hochschulwesen, die Wohnbauförderung und den 
Straßenbau 
Wenn man jedoch die Ausgaben, wie es bei den 
Steuern üblich ist, am Einkommen mißt, dann sieht 
das Bild ganz anders aus: Das obere Drittel verfügt 
über 54% des Netto-Haushaltseinkommens, erhält 
aber nur 36% der Ausgaben. Somit bekommt das 
obere Einkommensdrittel von den Ausgaben der öf­
fentlichen Haushalte etwas mehr, als ihrer Zahl ent­
spricht, aber weit weniger, als der Anteil des Einkom­
mens (als wichtigster Basis für die Steuerleistung) 
beträgt. 
Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte können in 
drei Gruppen gegliedert werden: 
1. Ausgaben, die progressiv wirken (das heißt, zu den 

unteren Schichten umverteilen); 
2. Ausgaben, die relativ zum Einkommen progressiv 

sind, in absoluten Beträgen jedoch besser Verdie­
nenden mehr zugute kommen; 

3. Ausgaben, die regressiv wirken (das heißt, zugun­
sten der oberen Schichten) 
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Zur ersten Gruppe der progressiv wirkenden Maß­
nahmen zählen vor al lem: Sozialhilfe, Ausgleichszula­
gen, Wohnbeihi l fen und andere Sozial leistungen, Not­
standshil fe und Arbei ts losengeld Unter best immten 
Annahmen können auch die Pensionen dazu gezählt 
werden 
In die mitt lere Gruppe fällt der größte Teil der Ausga­
ben : für Pf l ichtschulen, Familienbeihilfen, Karenzur­
laubsgeld, Wohnbauförderung, Gesundhei tswesen, 
öffentl ichen Verkehr u a Von allen diesen Maßnah­
men profi t ieren die unteren Einkommenschichten we­
niger, als ihrer Zahl, aber mehr, als ihrem Einkom­
mensantei l entspr icht 

Regressiv (auch in Relation zum Einkommen) wirken 
die Ausgaben für Zinszahlungen (für sich genom­
men), Forschung und Wissenschaft (Hochschulen), 
wei ter führende Schulen, Kultur und privaten Verkehr 
(Straßen) Für die Interpretat ion der Vertei lungswir­
kungen der Ausgabensei te spielen zwei Faktoren 
eine wicht ige Rolle: die Pensionen und die Haushalts­
größe 
Die Pensionen, die ein Drittel der Ausgaben der öf­
fent l ichen Haushalte ausmachen, sind methodisch 
nicht eindeutig zuzuordnen Sie wurden hier nach 
dem Net toe inkommen der Pensionisten aufgeteilt 
Noch wicht iger ist der Einfluß der Haushaltsgröße 
Die Zahl der Personen, die in einem Haushalt leben, 
ist entscheidend dafür, wie viele Leistungen des Ge­
sundhei tswesens, der öffentl ichen Dienste, der Fami­
l ienförderung und des Bi ldungswesens der Haushalt 
in Anspruch n immt Die Haushaltsgröße nimmt mit 
dem Haushal tseinkommen zu Sie beträgt im unteren 
Drittel 2,7, im mitt leren 4,0 und im oberen 4,9 Perso­
nen Dividiert man die öffentl ichen Ausgaben je Haus­
halt durch die Haushaltsgröße, dann liegen die Pro­
Kopf-Ausgaben für das untere Drittel deut l ich höher 
als für das mitt lere und obere Nach Berücks icht i ­
gung der Haushaltsgröße wirkt also auch die Ausga­
benseite der öffentl ichen Hand progressiv Freilich ist 
eine solche Normierung nicht für alle Bereiche s inn­
voll, sondern nur für jene, in denen die Zahl der Per­
sonen je Haushalt eine wicht ige Rolle spielt. 
Da die Verte i lungswirkungen der Ausgabensei te weit­
gehend in den Tei lstudien beschr ieben sind, werden 
hier nur die wicht igsten Ergebnisse zusammenge­
faßt: 

Die Ausgaben für Erziehung und Unterricht machten 
im Jahr 1983 54 Mrd S aus, mehr als ein Zehntel aller 
öffentl ichen Ausgaben für private Haushalte Sie ka­
men den mitt leren und oberen Schichten am stärk­
sten zugute. Je höher die Bi ldungsstufe ist, umso 
mehr begünst igen die aufgewendeten Mittel die hö­
heren Einkommen Das obere Drittel der Haushalte 
erhält von den öffent l ichen Ausgaben für Pf l ichtschu­
len rund 40%, für wei terführende Schulen 56% und für 
Universitäten 62% Die Kinder in diesen Familien ge­
hen gewöhnl ich länger zur Schule, überdies s ind die 

Aufwendungen je Schüler in wei ter führenden Schu­
len um rund 20% höher als in Pf l ichtschulen. 
Die mitt leren Einkommenschichten profi t ieren am re­
lativ stärksten von den Ausgaben im Pflicht-, Berufs­
und Vorschulbereich Den unteren Einkommen­
schichten kommt wenig von den Unterr ichtsausga­
ben der öffentl ichen Hand zugute Erstens besuchen 
die Kinder der unteren Einkommenschichten seltener 
weiterführende Schulen, daneben gibt es relativ weni ­
ge Kinder in d iesem unteren Drittel der Haushalte, in 
dem Pensionisten und Al le instehende konzentr iert 
s ind 

Die Ausgaben für Forschung und Wissenschaft 
(10 Mrd S für Hochschulen) nützen nur zu etwa 
einem Drittel den unteren und mit t leren, aber zu zwei 
Dritteln den oberen Einkommenschichten, ungeach­
tet des Hauptziels der Bi ldungspol i t ik, Gleichheit der 
Startchancen und Anreiz zu höherer Qualif izierung. 
Die Zuordnung der Ausgaben für das Bi ldungswesen 
ändert sich auch nicht entscheidend, wenn man sie 
nur auf die Arbei tnehmerhaushal te bezieht (und da­
mit vor allem die Pensionistenhaushalte ausschaltet). 
Die Ausgaben für Hochschulen vertei len sich dann 
etwa im Verhältnis 15:32:53 auf die drei E inkommens­
gruppen der Arbei tnehmerhaushal te, für wei ter füh­
rende Schulen im Verhältnis 20:35:45 Die Ausgaben 
für Pfl ichtschulen st reuen ziemlich gleichmäßig über 
die Haushalte der Beschäft igten (etwa 36:35:29) 
Die Ausgaben für Kunst und Kulturverteilen s ich ähn­
lich auf die Gesamthaushalte wie jene für Wissen­
schaft und Forschung Ein Zehntel kommt den unte­
ren, zwei Zehntel den mitt leren und sieben Zehntel 
den oberen E inkommensgruppen zugute Die besser 
situierten Haushalte geben — wie die Konsumerhe­
bung zeigt — mehr Geld für Opern- , Theater- und 
Ausste l lungsbesuche aus und prof i t ieren damit auch 
stärker von der staatl ichen Kunst förderung Mangels 
näherer Informationen wurde angenommen, daß je­
der Schil l ing, der für Kultur ausgegeben wi rd , in glei­
chem Maß geförder t wi rd . Die überproport ionale Be­
günst igung von Opernbesuchern und Freikartenbe­
ziehern konnte nicht berücksicht ig t werden. Die Aus­
gaben für den Kul turbereich, die auf die Einkom­
mensvertei lung regressiv wi rken, s ind allerdings ver­
gleichsweise bescheiden (7 Mrd S 1983) 
Die Arbeitslosenversicherung ist ein wicht iger Be­
reich der Einkommensumverte i lung zu sozial schwä­
cheren Schichten Die Gebarung der Arbei tsmarkt­
verwaltung begünst igt die unteren Einkommen­
schichten Besonders deut l ich kommt die Umvertei­
lung zum Ausdruck, wenn man Ausgaben und zweck­
gebundene Einnahmen der Arbei tsmarktverwal tung 
gegenüberste l l t : Das untere Drittel der Arbei tnehmer­
haushalte zahlte rund 20% der Beiträge zur Arbei ts lo­
senvers icherung, erhielt aber mehr als 40% der Lei­
s tungen (Arbei ts losengeld u a.) Auch in den mitt le­
ren Gruppen war der Antei l an Beiträgen noch etwas 
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niedriger als der an Unterstützungen Das obere Drit­
tel der Haushalte hingegen zahlte fast die Hälfte der 
Beiträge, erhielt aber nur rund ein Fünftel der Zahlun­
gen. Der Hauptgrund für diese Umvertei lung liegt dar­
in, daß die Wahrscheinl ichkeit arbeitslos zu werden, 
in den oberen E inkommensgruppen weit geringer ist 
als im Durchschnit t . Die Arbei ts losenrate war im 
Sommer 1983 in den mitt leren Lohnstufen mit 4%% 
dreimal so hoch wie in den oberen (über der Höchst-
bei t ragsgrundlage) 2 ) . 

Ähnl ich wie die Arbei tsmarktverwal tung wird auch die 
Familienförderung aus zweckgebundenen Beiträgen 
f inanziert Auch hier ist es zweckmäßig, die Pensioni­
stenhaushalte außer Betracht zu lassen, die für die 
Einnahmen- wie für die Ausgabensei te wenig relevant 
s ind. Global gesehen verteilt sich die Famil ienförde­
rung ziemlich gleichmäßig über die Arbei tnehmer­
haushalte. Sowohl die Ausgaben pro Kind als auch 
die Zahl der Kinder pro Haushalt schwanken wenig 
nach Einkommenstufen Der Haupteffekt der Fami­
l ienförderung ist die Umvertei lung von kinderlosen zu 
k inderreichen Familien Der vertikale Umvertei lungs-
effekt ist bei kinder- und schülerspezi f ischen Leistun­
gen unterschiedl ich: Die unteren Einkommenschich­
ten prof i t ieren stärker von den Leistungen des Fami-
l ienlastenausgleichsfonds für die Mütter, die oberen 
von den Leistungen für die Schüler 3 ) . 
Die Sozialhilfe w i rd nur bei entsprechend niedrigem 
Haushal tseinkommen gewährt, sie wi rd deshalb ganz 
dem unteren Drittel der Haushalte zugerechnet 
Die Leistungen des Gesundheitswesens vertei len 
s ich ziemlich gleichmäßig nach der Zahl der Perso­
nen in den einzelnen Haushaltsstufen. Der Einfluß der 
E inkommenshöhe auf die Beanspruchung von Lei­
s tungen des Gesundhei tswesens ist ger ing Es wi rd 
also Einkommen primär von den Gesunden zu den 
Kranken umvertei l t , die vertikale Umvertei lung spielt 
kaum eine Rolle Da die durchschni t t l iche Personen­
zahl je Haushalt im oberen Drittel der Haushalte deut­
lich höher ist als im unteren, fließen rein rechner isch 
mehr Mittel an diese Haushalte. (Das gleiche gilt für 
die öffent l ichen Dienst leistungen — Müllabfuhr 
u. a. —, die nach der Zahl der Personen zugeordnet 
werden ) 

Da die Leistungen des Gesundhei tswesens wei tge­
hend aus den Beiträgen der Vers icherten zur Kran­
kenversicherung f inanziert werden, kommt es er­
stens zu einer Umvertei lung zu jenen Familien, in de­
nen die Frau nicht berufstät ig, sondern mitversichert 
ist, und zu Familien mit Kindern, die mitversichert 
sind. In den oberen Einkommenschichten sind die 

2) Eine ausführlichere Behandlung ist im Beitrag über die Vertei-
lungswirkungen der Arbeitslosenversicherung zu finden, eine 
Kurzfassung davon wird voraussichtlich im nächsten Monatsbe­
richt veröffentlicht, der gesamte Beitrag wird demnächst in 
einem WiFO-Gutachten publiziert. 
3) Siehe dazu Guger, A., "Umverteilungseffekte familienpoliti­
scher Maßnahmen", WIFO-Monatsberichte, 8/1987 

Ehegatt innen häufiger nicht berufstät ig bzw mitversi­
chert Die Krankenversicherung stellt also gleichzeit ig 
eine Famil ienförderung dar Zweitens ergibt sich dar­
aus ein Umvertei lungseffekt, daß die Leistungen ent­
scheidend von der Zahl der Personen, die Beiträge 
dagegen vom Einkommen (bis zur Höchstbei t rags-
grundlage) abhängen 
Die Gegenüberste l lung von Einnahmen und Ausga­
ben im Bereich der Krankenversicherung läßt einen 
mäßigen Umvertei lungseffekt von den oberen zu den 
unteren E inkommenschichten erkennen: Das obere 
Drittel der Haushalte n immt (wegen der überdurch­
schnit t l ichen Haushaltsgröße) rund 40% der Gesund­
heitsleistungen in Anspruch , t rägt aber 50% zum Mit­
te laufkommen bei. 

Die gesetzl iche Krankenversicherung bewirkt also in 
erster Linie eine Umvertei lung im Lebenszyklus, von 
jüngeren zu älteren Personen. Sie hat jedoch gleich­
zeit ig einen mäßig progressiven Umvertei lungseffekt, 
und sie begünst igt deut l ich die Familien mit mehr Kin­
dern und nichtberufstät igen Frauen, die mitversichert 
s ind. 
Die Wohnbauförderung begünst igt die besser Verdie­
nenden Diese leben häufiger in geförder ten Wohnun­
gen, weil sie eher in der Lage sind, die Eigenmittel da­
für aufzubr ingen, und sie haben auch größere Woh­
nungen und nehmen deshalb höhere Förderungs­
summen in Anspruch Der Antei l der Haushalte, die in 
geförderten Wohnungen leben, steigt mit zunehmen­
dem Einkommen kontinuier l ich von 20% auf mehr als 
70% 4) Die E inkommensgrenzen für die Förderung 
sind so hoch, daß sie kaum eine Beschränkung dar­
stel len. Nur die Wohnbeihi l fen, die zwar wenig Ge­
wicht haben, aber zunehmend an Bedeutung gewin­
nen, wirken dem entgegen Sie kommen nur unteren 
und mitt leren E inkommensgruppen zugute. 
Die öffentl ichen Ausgaben für den privaten Verkehr 
(Straßenbau) nützen den oberen E inkommensch ich­
ten weit mehr als den unteren Das zeigen sowohl die 
Zahl der gefahrenen Ki lometer als auch die Ausgaben 
der Haushalte für Benzin und Diesel Die zweckge­
bundene Gebarung in d iesem Bereich bewirkt, daß 
die vertikale Umvertei lung auf der Einnahmenseite 
(Mineralölsteuer) durch die Ausgaben für den Stra­
ßenbau wieder rückgängig gemacht wi rd Die Zweck­
bindung der Kfz-Steuer für den innerstädt ischen öf­
fent l ichen Verkehr stellt eine Umvertei lung von ländli­
chen zu städt ischen Regionen dar. 
Die Ausgaben für den öffentlichen Verkehr vertei len 
sich relativ gleichmäßig auf die E inkommensgruppen, 
wenn man die Haushaltsgröße mit in Rechnung stellt 
Die mit öffent l ichen Verkehrsmit te ln gefahrenen Kilo­
meter bi lden dabei den Vertei lungsschlüssel Die So­
zialtarife sind der entscheidende Grund dafür, daß die 
privaten Ausgaben je Ki lometer in den unteren und 

4) Siehe dazu Czerny, M., "Verteifungswirkungen der Wohnbau­
förderung", in diesem Heft 
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mitt leren Einkommenskategor ien deut l ich niedriger 
s ind als in den oberen. Da es keine näheren Informa­
t ionen über die Beanspruchung von Sozialtarifen gibt, 
mußte angenommen werden, daß jeder Kilometer, 
der mit öffentl ichen Verkehrsmit te ln gefahren w i rd , 
gleich subvent ioniert w i rd Tatsächlich sind die Pen­
sionisten, die nur den halben Tarif zahlen, im unteren 
Haushaltsdrit tel konzentr iert Bezieher von Wochen­
karten, die weniger als den halben Tarif zahlen, und 
die Schüler, die frei fahren, s ind in mitt leren und auch 
oberen Einkommensgruppen stark ver t reten. 
Die Vertei lungswirkungen der Pensionsversicherung 
sind besonders schwer einzuschätzen Die entschei­
dende Frage ist, ob die Pensionsversicherung als 
"Sozialversicherung" mit Umlageverfahren oder als 
eine Art Vers icherung behandelt w i rd Hier wurden, 
dem in Österreich gel tenden Umlageverfahren ent­
sprechend, die Beiträge jenen (Arbeitnehmer-) Haus­
halten zugeordnet , die sie zahlen Die Pensionen wur­
den den Haushalten nach ihrem Ex-post -E inkommen 
(einschließlich Pensionstransfer) zugeordnet . Eine 
Annahme, daß die Pensionisten ohne gesetzl iche So­
zialversicherung kein E inkommen hätten (Ex-ante-Zu-
ordnung) , erscheint in hohem Maß unrealist isch Pri­
vate Vers icherungen würden dann einen Ersatz dar­
stel len. 

Nach dem Versicherungspr inzip betrachtet ergäbe 
sich ein ganz anderes Bild Hier geht es um die Fra­
ge : Wer bekommt mehr, wer bekommt weniger, als 
er eingezahlt hat? Diese Frage läßt s ich nur mit Mo­
del l rechnungen beantworten Es profi t ieren dann 
vom Bundeszuschuß vor allem die Selbständigen 
(auch wenn man den Struktureffekt ausschaltet), fer­
ner die Ausgleichszulagenbezieher, die Frühpensioni­
s ten, die Invaliden, die Hinterbl iebenen, die Frauen 
(frühere Pensionierung, längere Lebenserwartung) 
und die Personen, denen Ersatzzeiten angerechnet 
werden (Akademiker, Maturanten) 5 ) . 
Auch die Behandlung des Pensionsaufwandes für die 
Beamten ist methodisch nicht eindeut ig Er kann ent­
weder als Umvertei lung zu den Pensionisten betrach­
tet oder den Aufgabenbere ichen zugeordnet werden, 
in denen die Beamten tätig waren Analog zur Pen­
s ionsvers icherung wurde auch hier der ersten Metho­
de der Vorzug gegeben Die Behandlung der Zinsen 
für die Staatsschuld ist methodisch umstr i t ten. Sie 
können theoret isch entweder den Sparern bzw A n ­
leihebesitzern oder den Nutznießern des Budgetdef i ­
zits zugerechnet werden. Sie wurden hier den Spa­
rern als Empfänger der Zinserträge zugerechnet (und 
nicht den Nutznießern der Budgetdef iz i te) 6 } Etwa 
zwei Drittel des Zinsaufwandes für die Staatsschuld, 

5) Siehe dazu Busch, G., 'Einkommensumverteilung durch die 
öffentliche Altersversorgung4, in diesem Heft. 
6) Siehe dazu Mooslechner, P., "An wen fließen die Zinszahlun­
gen für die österreichische Staatsschuld?', WIFO-Monatsbe­
richte, 8/1987 

der den inländischen Haushalten bleibt, gehen an das 
obere Drittel der Haushalte. 

Verteilungswirkungen der Steuern und 
Abgaben 

Mit den Einnahmen der öffentl ichen Haushalte wi rd 
grundsätzl ich genauso verfahren wie mit den Ausga­
ben Zunächst wi rd zwischen einem Haushalts- und 
Unternehmenssektor unterschieden, was sich hier 
als viel schwier iger erweist. Es mußten mehrere A n ­
nahmen getroffen we rden : Die Dienstgeberbei t räge 
zur Sozialversicherung und zum Familienlastenaus­
gleich wurden als "Sozial lohn" (Lohnnebenkosten) 
den drei festgelegten Haushal tseinkommenstufen zu ­
geordnet, für die sie gezahlt wurden. Diese Zuord ­
nung der Dienstgeberbei t räge entspr icht den Kon­
vent ionen der Volkswir tschaft l ichen Gesamtrechnung 
und erscheint für die vor l iegende Fragestel lung s inn­
voll Eine Alternative wäre, sie den Verbrauchsausga­
ben der Konsumenten zuzurechnen, auf die sie von 
den Betr ieben überwälzt werden. Die Ergebnisse der 
beiden Methoden unterscheiden sich nicht sehr 
stark: Im ersten Fall lautet der Vertei lungsschlüssel 
9:31:60, im zweiten 15:31:54. Die veranlagte Einkom­
mensteuer wurde ebenfalls den Haushal tseinkom­
menstufen zugeordnet (analog zur Lohnsteuer der 
Unselbständigen). Alle anderen Abgaben, die vom 
Betr ieb geleistet werden, wurden dem Unterneh­
menssektor zugetei l t Von der Mehrwertsteuer und 
den anderen Verbrauchsteuern wurde angenommen, 
daß sie auf die Verbraucher überwälzt werden 
Unter diesen Annahmen konnten die Einnahmen zu 
rund zwei Dritteln dem Haushaltssektor und damit 
den Einkommenstufen zugeordnet werden 
Hauptergebnis dieser Berechnungen ist, daß die Ein­
nahmen progressiv wi rken, nicht nur absolut gese­
hen, sondern auch gemessen am Net toe inkommen 
Die Hauptursache dafür l iegt in der progressiven 
Lohn- und Einkommensteuer. Das obere Drittel der 
Haushalte verfügt über gut die Hälfte der Haushalts­
e inkommen, zahlt aber zwei Drittel der Lohnsteuer 
Die Mehrwertsteuer verteilt sich annähernd propor­
tional zum Netto-Haushal tseinkommen, gemessen an 
den Konsumausgaben ist sie leicht progressiv Das 
wi rd aber dadurch ausgegl ichen, daß die Besserver­
diener mehr sparen Die Verbrauchsteuern auf A lko­
hol, Getränke und Tabak beiasten die unteren Schich­
ten — gemessen am Einkommen — relativ stärker 
Die Mineralöl- und die Kfz-Steuer wi rken dagegen 
progressiv 

Die Sozialversicherungsbeiträge haben nur in Rela­
t ion zu den Einkommen der Beitragszahler — wegen 
der Höchstbei t ragsgrundlage — regressiven Einfluß 
Wenn man sie der Gesamtheit der Haushalte zurech­
net, wirken sie etwas progressiv, weil die Pensioni-
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Übersicht 2 
Verteilung der Einnahmen der Öffentlichen Haushalte 1983 

Einnahmen von 
pr ivaten 

Haushalten 

Verte i lung nach dem 
N et to-Haus h alt sei n komme n 

Einnahmen von 
Arbei tnehmer­

haushalten 

Vertei lung nach dem 
Net to-Haushal tse inkommen 

Insgesamt Unteres 
Drit tel 

Mit t leres 
Drit tel 

Oberes 
Drittel 

Unteres 
Drit tel 

Mit t leres 
Drit tel 

Oberes 
Drittel 

Mrd S In % Mrd S In % 

Lohnsteuer 77 27 66'/, 48 14 27 59 

Sozialvers icherungsbei t räge 148 30% 60 49 20 31 49 

Dienstgeberbei t räge zum 
Fa m i lien last e na usgl e i chsfo n d s 20 7 29 64 _ „ 

Einkommensteuer 25 1 4 95 — — — -

Vermögensteuer 2 - _ 100 1 _ - 100 

Mehrwer ts teuer 83 15'/, 31 53'/, 55 19 30 51 

Tabaksteuer . 9 18 34 48 6 28 32 40 

A lkoho l - und Biersteuer 3 18 35 47 2 23 34 43 

Gel rankest euer 4 18 33 49 3 25 34 41 

Mineralölsteuer 10 10 31 59 7 22 33 45 

Kfz-Steuer , , 2 11 34 55 2 22 33 45 
Wohnbautörderungsbe i t rag 4 7 29 64 „ „ - — 

Grundsteuer . 2 19 38 43 1 19 38 43 

Lohnsummensteuer . 6 7 29 64 — — — -

Pensionsbei t räge der Beamten 5 7 29 64 5 20 31 49 

Arbei ts losenvers icherungsbei t rag 17 9 30 61 8 20 31 49 

Diverse Einnahmen 13 16 30 54 7 19 30 51 

insgesamt 430 10 28 62 794 18 30 52 

Haushaltseinkommen netto 16 30 54 19 30 51 

Die Verte i lungsschlüssel wurden großtei ls aus der Mik rozensus-Sondererhebung Juni 1983, der Konsumarhebung 1934 und aus Modell fäl lan (siehe Guger, A . "Model l ­
rechnungen zur Net to-Ver te i lungswirkung der öf fent l ichen Einnahmen und Ausgaben" in d iesem Heft} er rechnet Details werden im dieser Arbei t zugrundel iegenden 
WiFO-Gutachten publ iziert 

stenhaushalte, die in den unteren Einkommenskate­
gorien konzentr iert s ind, keine Pensionsversiche­
rungsbei t räge mehr zahlen. Dieses Ergebnis ist also 
von der verwendeten Methode (Abgrenzung der 
Haushalte) beeinflußt Jedenfalls wirken die Sozialver­
s icherungsbei t räge in der Gegenüberste l lung mit den 
Ausgaben der Sozialversicherung progressiv 
Die Besteuerung des Verbrauchs belastet die schwä­
cheren Einkommenschichten weit mehr als die Be­
steuerung der E inkommen. Im unteren Einkommens­
drittel (einschließlich Pensionisten) s ind die Abzüge 
(direkte Steuern, Arbei tnehmer- und Arbei tgeberbei ­
träge) nur wenig höher als die geleisteten indirekten 
Steuern und Abgaben, im mitt leren Einkommensdr i t ­
tel sind sie bereits doppel t und im oberen Drittel drei ­
mal so hoch Nach den vor l iegenden Berechnungen 
verteilen s ich die Einnahmen der öffent l ichen Haus­
halte im Verhältnis 10:28:62 (von Arbei tnehmerhaus­
halten 18:30:52) Das Net toe inkommen dieser Haus­
halte verteilt sich dagegen im Verhältnis 16:30:54 
Das untere Drittel verfügt über rund 16% des Haus­
hal tseinkommens, zahlt aber nur 10% der Steuern, 
Abgaben und Beiträge 

Haushaltseinkommen vor und nach der 
Umverteilung 

Die Umvertei lung wurde bisher aus dem Bl ickwinkel 
der öffentl ichen Haushalte gesehen Aus der Sicht 

der privaten Haushalte stellt s ich der Umvertei lungs­
prozeß folgendermaßen dar: Die Gegenüberste l lung 
von Einnahmen und Ausgaben der öffentl ichen Haus­
halte erscheint als Gegenüberste l lung von Abzügen 
und indirekten Steuern einerseits sowie Transfers 
und öffentl ichen Leistungen andererseits Der Umver­
tei lungsprozeß wandel t die Brut to-Mark te inkommen 
der privaten Haushalte in Net to-Endeinkommen um. 
Nach den in dieser Untersuchung durchgeführ ten Be­
rechnungen verteilt sich das Brut to-Mark te inkommen 
der privaten Haushalte (einschließlich "Soziai lohn") 
vor der Umvertei lung im Verhältnis 5:29:66 auf das 
untere, mitt lere und obere Drittel der Haushalte 
Wenn man die "eingezahl ten" Pensionen miteinbe­
zieht, dann betragen die Relationen 9:29:62. Vom 
Konzept her erscheint es sinnvoller, die "eingezahl­
ten " Pensionen (ohne Bundeszuschuß) in die Basis 
einzubeziehen. Ohne gesetzl iche Pensionsversiche­
rung müßten die Haushalte private Vorsorge treffen 
und hätten dann ein "Mark te inkommen" in ähnlicher 
Höhe. 

Dem Brut to-Mark te inkommen werden die monetären 
Transfers (Familienbeihilfen, Arbei ts losengeld, Sozial­
hilfe u. a ) hinzugezählt, die Abzüge (Lohn- und Ein­
kommensteuer, Sozialversicherungsbeiträge) werden 
ausgeschaltet Daraus result iert eine massive Umver­
tei lung Das obere Drittel der Haushalte zahlt zwei 
Drittel der Abzüge, erhält aber nur ein Viertel der 
Transfers. Das Net to-Haushal tseinkommen ist des­
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halb viel gleichmäßiger verteilt als das Brut toe inkom­
men. Im nächsten Schri t t wurden dann die indirekten 
Steuern abgezogen und die Leistungen der öffentl i­
chen Haushalte (Realtransfers) hinzugezählt Die indi­
rekten Steuern vertei len sich ähnlich wie die Net to-
Haushal tseinkommen auf die einzelnen Haushalts­
gruppen, sie verändern also die Vertei lung der Net­
toe inkommen kaum 

Die Realtransfers gehen in größerem Ausmaß an die 
oberen als an die unteren E inkommensgruppen Das 
Verhältnis lautet 20:33:47 Es ergibt sich in erster Li­
nie daraus, daß die Haushaltsgröße mit dem Haus­
hal tseinkommen zunimmt und die Leistungen meist 
mit der Personenzahl zusammenhängen. Die Zahl der 
Personen verteilt sich im Verhältnis 23:34:43 auf das 
untere, mitt lere und obere Haushaltsdri t tel , fast im 
gleichen Verhältnis wie die öffentl ichen Leistungen. 
Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Bereichen, in 
denen — unabhängig von der Haushaltsgröße — die 
höheren Einkommenschichten überproport ional von 
den öffentlichen Diensten prof i t ieren: von den Ausga­
ben für Mit te l- und Hochschulen, von der Kunst förde­
rung, Wohnbauförderung, dem Straßenbau und vor 
allem vom Zinsaufwand für die Staatsschuld 
Nach Berücks icht igung von indirekten Steuern und 
Leistungen der öffent l ichen Haushalte verteilt sich 
das Net to-Endeinkommen der Haushalte im Verhält­
nis 17:31:52 

Der staatl iche Umvertei lungsprozeß führt also dazu, 
daß die ursprüngl iche Vertei lung der Markte inkom­
men (einschließlich eingezahlte Pensionen) von 
9:29:62 in ein End-Net toe inkommen (einschließlich 

Beanspruchung öffentl icher Leistungen) von 
17:31:52 umgewandel t wird Wenn man nur die Ar­
bei tnehmerhaushalte betrachtet , wird hier aus der 
Anfangsvertei lung von 18:30:52 eine Endvertei lung 
von 24:31:45 Man kann also von einer beträcht l ichen 
Umvertei lung durch die öffentl iche Hand sprechen 
Die Ungleichheit der ursprüngl ichen Mark te inkom­
men wi rd durch die Akt iv i täten des Staates verringert. 
(Methodisch ist nicht ganz auszuschl ießen, daß die 
Ungleichheit der Anfangseinkommen zum Teil auch 
schon eine Reaktion auf den Umvertei lungsprozeß 
darste l l t ) 

Zusammenfassung 

Die Ergebnisse der Vertei lungsstudie können nicht 
wie exakte Stat ist iken behandelt werden. Sie beruhen 
in einigen Bereichen auf plausiblen Annahmen und 
müssen dementsprechend eingeschränkt werden 
Das Gesamtbi ld der Umverte i lungswirkungen Öffentli­
cher Haushalte scheint jedoch durch die Wahl der 
Annahmen und Methoden nicht so entscheidend be­
einflußt zu sein, daß andere Annahmen zu grundle­
gend verschiedenen Ergebnissen führen würden 
Dieses Gesamtbi ld der Umvertei lung läßt s ich fo lgen­
dermaßen skizzieren: Die vertikale Umvertei lung 
durch die öffentl ichen Haushalte erreicht ein beachtl i ­
ches Ausmaß: Das obere Drittel der nach dem Ein­
kommen gereihten Haushalte (einschließlich Pensio­
nisten) verfügt über 54% des gesamten Netto-Haus-
hal tseinkommens, zahlt 62% der Steuern und Abga­
ben, die auf den Haushalten lasten, und partizipiert zu 
rund 36% an den Ausgaben der öffent l ichen Haushal­
te Das obere Einkommensdr i t te l erhält von den Aus­
gaben der öffentl ichen Haushalte also etwas mehr, 
als seiner Zahl entspr icht, an seiner Steuerleistung 
gemessen aber nur gut halb so viel Es kann also von 
einer deut l ichen Umvertei lung von den besser skalier­
ten Haushalten zu den übrigen Haushalten gespro­
chen werden 

Das mitt lere Drittel der Haushalte verfügt über 30% 
des Net toe inkommens der Haushalte und zahlt etwas 
weniger Steuern und Abgaben (28%), als seinem Ein­
kommensantei l entspr icht Aussch laggebend für die­
se leicht unterproport ionale Abgabenle is tung ist die 
geringere Lohnsteuerbelastung dieser Gruppen, ihr 
Antei l am Lohnsteueraufkommen liegt bei knapp 27%. 
Der Antei l an den öffentl ichen Ausgaben (33%) ent­
spr icht der Zahl der vertretenen Haushalte. Auch die 
Mit telschichten profi t ieren etwas von der Umvertei­
lung durch die Öffentlichen Haushalte. 
Das untere Drittel der Haushalte erhält 16% des Net­
toe inkommens der Haushalte Diese Gruppe trägt 
10% zu den Einnahmen der öffentl ichen Haushalte bei 
(zum Lohnsteueraufkommen nur 6'/2%) und partizi­
piert zu gut 30% an den öffentl ichen Ausgaben. 

Übersicht 3 
Verteilung von Einkommen, Öffentlichen 

Ausgaben sowie Steuern und Abgaben 1983 

Brut to löhne und -Pensionen 

Insgesamt 
Ohne Bundesbei t rag zur 

Pensionsvers icherung 

Lohnsumme b r u t t o , 
L o h n - b z w Pensionsabzüge 
Net toe inkommen 

Arbe i tnehmer 
Indirekte Steuern 
Net toe inkommen ohne 

indirekte Steuern . 
Monetäre T rans fe rs ' ^ ) 
Realtransfers*! 3 ) 
Ende inkommen 

Arbe i tnehmer 

Verte i lung nach dem 
Netto-Haushal tseinkommerr 

13 

9 
18 

8 

15% 

19 

14 

16 
44 
20 
17 
24 

Mit t leres 
Drit tel 

t n % 

29 

29 
30 
27 
30 
30 
30 

29 
31 
33 
31 
31 

Oberes 

58 

62 
52 
65 

54% 
51 
56 

55 
25 
47 
52 
45 

' ) Ausgaben für Fami l ienförderung, Arbei tsJosenlransfers Sozialhilfe u a 
— : ) Nur direkt den Haushalten zufl ießende Leis tungen — J ) B i ldungswe­
sen Gesundhei tswesen Wohnbauförderung Verkehr und sonst ige Güter 
und Dienst le istungen 
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Die vertikale Umvertei lung durch die öffentl ichen 
Haushalte entsteht in erster Linie dadurch, daß die 
Einnahmen der öffentl ichen Haushalte (Steuern und 
Abgaben) im wesent l ichen am Einkommen bzw. am 
Verbrauch gemessen werden, während sich die Aus­
gaben der öffentl ichen Haushalte (z. B Schulwesen, 
Famil ienförderung) eher an der Zahl der Empfänger 
or ient ieren Ein Schüler, ein Kind oder ein Kranker 
profi t ieren von den Ausgaben für Bi ldungs- und Ge­
sundhei tswesen sowie Familien in ähnl ichem Ausmaß 
— egal, ob sie in besser oder schlechter si tuierten 
Haushalten leben. Grob gesprochen vertei len sich die 
öffent l ichen Ausgaben also — absolut gesehen — 
annähernd gleich auf die Haushalte (im Verhältnis 
31:33:36), die Einnahmen dagegen etwas überpro­
port ional zum Haushal tseinkommen (im Verhältnis 
10:28:62). Wenn man die zweckgebundene Gebarung 
(Sozialversicherung u s w ) ausschaltet, ändert sich an 
diesem Gesamtbi ld nur sehr wenig. Auch ein Aus­
klammern jener Bereiche, die konzept ionel l nicht ein­
deut ig zuzuordnen sind (Rechtssicherheit , Zinsenauf­
wand u a ) , ändert nichts an diesem Gesamtbi ld 
Die Ausgaben der öffentl ichen Haushalte für soziale 
Wohlfahrt kommen naturgemäß den unteren Einkom­
menschichten stärker zugute Die oberen Einkom­
menschichten prof i t ieren dagegen in stärkerem Maß 
von den Ausgaben für die Wohnbauförderung, das 
Bi ldungswesen (besonders Mi t te l - und Hochschu­
len), den Straßenbau, die Kunst förderung und die 
Zinsen für die Staatsschuld 

Wenn man die Haushaltsgröße mi tberücksicht ig t , die 
mit dem Haushal tseinkommen zunimmt, dann wirkt 
auch die Ausgabensei te der öffentl ichen Haushalte 
progressiv, das heißt, die unteren Einkommensgrup­

pen profi t ieren pro Kopf mehr von den Öffentlichen 
Ausgaben als die oberen. 
Mit zunehmender Staatsquote wird das Ausmaß der 
vertikalen Umvertei lung tendenziel l immer größer 
(außer wenn die zusätzl ichen Ausgaben in relativ re­
gressive fließen oder die Einnahmen von regressiven 
(Verbrauch-)Steuern herkommen) . 
Die Steuern und Abgaben sind entsprechend der un­
gleichen Vertei lung von Einkommen und Verbrauch 
sehr ungleich verteilt. Gemessen am Brut toe inkom­
men wirken die direkten und indirekten Steuern zu ­
sammengenommen mäßig progressiv Zählt man 
noch die Sozialversicherungsbeiträge hinzu und be­
schränkt die Berechnungen auf die Arbei tnehmer­
haushalte, dann wirkt das gesamte System der Steu­
ern und Abgaben in Österreich für die unteren Ein­
kommensbere iche progressiv, für die mitt leren und 
oberen Einkommensbereiche annähernd proport ional 
zum Brut toe inkommen 

Die vertikale Umvertei lung durch den Staat result iert 
also nicht aus der Progressivität des Steuersystems, 
sondern daraus, daß die Ausgaben der öffentl ichen 
Hand überwiegend an der Zahl der Personen im 
Haushalt orientiert s ind, während die öffent l ichen Ein­
nahmen am Einkommen bzw am Verbrauch gemes­
sen werden. 
Das Ergebnis des Umverte i lungsprozesses läßt sich 
am prägnantesten so formul ieren: Das obere Drittel 
der Haushalte verfügt anfangs über fast zwei Drittel 
des Haushaltseinkommens, nach dem Umvertei lungs­
prozeß nur noch über gut die Hälfte Davon profit iert 
fast ausschließlich das untere Drittel der Haushalte. 

Ewald Walterskirchen 
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